Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: 
Syndikus i. V. W. Ollmann, Graudenz 


Druck u. Expedition: 
Buchdruckerei Rob. Geiſel, Graudenz 
Fernſprech⸗Anſchluß Nr. 743, 


Amtliches Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 
für den Regierungsbezirk Marienwerder. x 


— — — — — — — — ——— ͥ ́RwUMV— 
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Nr. 25. Graudenz, Sonnabend, den 25. September 1915. 
Inhalts-be rzeichn is. Aus dieſem Grunde würden den Behörden die Ber: 

Eine Milliarde in Gold iſt noch in der Bevölkerung Deutſch⸗ Jan une 921 0 den . Kamen Be 
lands. — Genoſſenſchaftsbewegung. — Bekanntmachungen. — 5 Reh * * enoſſenſchaf en ein geeigne 225 wie, 
Sattlerauftrag um die bisherigen Schwierigkeiten zu befeitigen und 


empfahl den en einen Verſuch oe: der 
7 7117 7 7 - Bildung von Genoſſenſchaften zu machen. eiter 
Eine Milliarde in Gold iſt noch in 94 von großem Inrereſſe einige Ausführungen 
77 f des ertreters des Militärbauamts. Sie bewegten 
der Bevölkerung Deutſchlands- ſich ungefähr in derſelben Richtung, wie die Darftellung 
Das will heißen, daß es noch eine ganze Reihe der Kammervertreter und zeigten, daß der von der 
von Leuten gibt, die in engherziger Verkennung der Kammer gewieſene Weg der richtige iſt. 
wahren Verhältniſſe auf dem Geldmarkte ihre Gold⸗ Die anweſenden Herren zeigten ſämtlich Neigung, 
ſtücke ängſtlich behüten und zum Schaden des Vater— | Genoſſenſchaften zu bilden, und es fteht zu hoffen, 
landes zurückhalten. Ein großer Teil dieſer Milliarde daß mehrere Genoſſenſchaften im Kreiſe Stuhm zu⸗ 
ſteckt zweifellos in den Kreiſen des Kleingewerbes. ſtande kommen. 
Alle einſichtsvollen Handwerker haben die Pflicht, in Eine Verſammlung zu dem gleichen Zwecke war 
ihren Kreiſen dafür zu ſorgen, daß das Gold hervor- auf den 16. d. Mts. vormittags 10 Uhr im Gaſthof 
geholt und zur Bank gebracht wird. Wir richten an Ebert, Konitz für die Handwerker des Abteilungsbezirks 
alle Abteilungsvorſitzenden und Kammermitglieder die Konitz anberaumt. Die Beteiligung entſprach wieder 
eindringliche Bitte, uns in unſerem Beſtreben, das im einmal nicht den Erwartungen, obgleich der Vorſitzende 
Kleingewerbe unſeres Bezirks vorhandene Gold einzu- des dortigen Innungsausſchuſſes Schneidermeiſter 


ſammeln, nach Kräften zu unterſtützen. Schreiber ſich große Mühe gegeben hatte, um die 
— — Innungen und einzelnen Handwerker zur Teilnahme 
Genoſſenſchaftsbewegung zu bewegen. Der Kreis Schlochau war überhaupt 


nicht vertreten. Vom Magiſtrat Konitz war der der- 

Am 8. September hatte ſich eine Anzahl Hand- zeitige kommiſſariſche Bürgermeiſter erſchienen. Außer⸗ 
werken aller Gewerbe aus dem Kreiſe Stuhm im dem nahm der ſtellvertretende Syndikus der Kammer 
Hotel he iglicher Hof Stuhm zuſammengefunden, um an der Verſammlung teil. Der Vorſitzende war leider 
über die Gründung von Genoſſenſchaften zu beraten. durch eine Krankheit verhindert, den Beratungen bei- 
Anweſend waren der Landrat des Kreiſes Stuhm, zuwohnen. Der Vertreter der Kammer hielt einen 
der Vorfſitzende und der ſtellvertretende Syndikus der längeren Vortrag über das Genoſſenſchaftsweſen 
Handwerkskammer, ſowie auch ein Bertreter des und beleuchtete insbeſondere die Vorteile, die dem 
Militärbauamts. Die Vertreter der Kammer ver— Handwerk aus den Genoſſenſchaften erwachſen würden. 
breiteten ſich eingehend über das Genoſſenſchaftsweſen Wenn leider vorhin geſagt werden mußte, daß die 
und legten die Gründe dar, aus welchen die Genoſſen⸗ Beteiligung keine beſonders rege war, jo muß ander- 
ſchaften zu empfehlen ſeien. Der Herr Landrat wies ſeits hervorgehoben werden, daß die erſchienenen Herren 
in längerer Ausführung auf die Mißſtände hin, welche der Sache Verſtändnis und Intereſſe entgegenbrachten. 
ſich bisher bei Uebernahme von Lieferungen durch die Es werden vorausſichtlich ſchon in nächſter Zeit mehrere 
Handwerker gezeigt hätten, und geißelte insbeſondere Gewerbe des Kreiſes Konitz zur Begründung von Ver⸗ 
die Unpünktlichkeit in der Ablieferung der Arbeiten. einigungen auf genoſſenſchaftlicher Grundlage ſchreiten. 


Das wefipreuß 


Bekanntmachung 
betreffend Metallfreigabeftelle für Friedenszwecke. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 26. Auguſt 1915. 


Die Einzelanträge auf Freigabe von Sparmetallen 
für Friedenszweckhe und für Einrichtungen, die nur 
loſe mit Kriegslieferungen in Verbindung ſtehen, haben 
einen ſo großen Umfang angenommen, daß ſie mit 
Nückficht auf die Heeres- und Marineintereſſen in Zu⸗ 
kunft nur noch in den dringendſten Fällen berickfichtigt 
werden können. 

Um in Zweifelsfällen eine genaue Prüfung vor— 
nehmen zu können, ob ſolche Anträge gerechtfertigt ſind, 
iſt unter der Auſſicht des Reichsamts des Innern und 
unter Beteiligung des Kriegs- und des Handels— 
miniſteriums eine Zentralſtelle unter dem Namen „Metall— 
freigabeſtelle für Friedenszwecke“ gegründet worden. Die 
Leitung dieſer Stelle hat Geheimrat Profeſſor Kammerer 
übernommen, dem Ingenieure und Chemiker in größerer 
Zahl zur Seite ſtehen. Die Geſchäftsräume befinden 
ſich im Hauſe des Vereins Deutſcher Ingenieure, Berlin 
NW. 7, Sommerſtraße 4a. Alle Anträge auf Freigabe 
von Metallen, die nicht unmittelbar Heeres- oder Marine— 
lieferungen betreffen, ſind, ſoweit es ſich nicht um Ge— 
ſuche der im vorletzten Abſatz bezeichneten Art handelt, 
an die Metallfreigabeſtelle für Friedenszwecke zu richten. 

Die neu geſchaffene Zentralſtelle hat den Zweck, 
die Freigabeanträge auf ihre Dringlichkeit und die Un⸗ 
erſetzlichkeit der beſchlagnahmten Metalle durch Erſatz— 
metalle eingehender als bisher zu prüfen und die In— 
duſtrie zur Verwendung von Erſatzmetallen mehr und 
mehr zu erziehen. Es werden daher von vornherein 
alle Geſuche zurückgewieſen, die vorſtehende Bedingungen 
nicht erfüllen. Demzufolge wird empfohlen, Freigabe— 
anträge nur dann zu ſtellen, wenn alle Erſatzmöglich— 
keiten, auch auf die Gefahr der geringeren Haltbarkeit 
und Wirtſchaftlichkeit hin, erſchöpft ſind; es iſt ferner 
ratſam, eine eingehende Vorprüfung ſolcher Geſuche 
durch die Sonderverbände der einzelnen Induſtrien 
vornehmen zu laſſen. Bei Anträgen an die Metall— 
freigabeſtelle für Friedenszwecke ſind ſowohl über die 
Mengen der benötigten Sparmetalle in Kilogramm, 
als auch über die Dringlichkeit des Bedarfs und die 
Anerſetzlichkeit durch nicht beſchlagnahmte Metalle genaue 
Angaben zu machen. 

Neben der Bearbeitung von Freigabeanträgen wird 
es auch Aufgabe der Freigabeſtelle ſein, Metall⸗Ver⸗ 
mittelungsſtellen für ganze Induſtrien zu ſchaffen und 
zur Verwendung von Erſatzmetallen, gegebenenfalls 
durch fachwiſſenſchaftliche Gutachten, anzuregen. 

Alle Anträge auf Freigabe von Sparmetallen für 
Reuanlagen und Betriebserweiterungen, die auf Veran— 
laſſung der Heeres- oder Marineverwaltung vorgenommen 
werden, ſowie für Ausbeſſerungen in ſolchen Betrieben 
find auch in Zukunft an das Kriegsminiſterium, Kriegs- 
rohſtoff⸗Abteilung, Sektion M, in Berlin SW. 48, Verl. 
F 9/10, zu richten und werden dort er- 
edigt. 

Ich erſuche, die Intereſſentenkreiſe hiervon zu wer- 
ſtändigen. 


In Vertretung: Dr. Göpperl. 


Bekanntmachung 
zur Entlaffung der Gerichte. 
Vom 9. September 1915. 


Der Bundesrat hat auf Grund des § 3 des Ge⸗ 


ſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirt⸗ 


ifde hand wer K. 


Nr. 25. 


ſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) folgende Verordnung erlaſſen: 


Mahnverfahren vor den Landgerichten. 


le 

Wird im Verfahren vor den Landgerichten eine 
Klageſchrift eingereicht, in der lediglich ein im Mahn- 
verfahren verfolgbarer Anſpruch geltend gemacht wird, 
ſo ſoll der Vorſitzende binnen vierundzwanzig Stunden 
zunächſt einen bedingten Zahlungsbefehl erlaſſen. Von 
dem Erlaſſe des Zahlungsbefehls ſoll abgeſehen werden, 
wenn der Kläger glaubhaft macht, daß der Beklagte 
den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage ein— 
laſſen werde. 

Der Klage ſoll eine Berechnung der Koſten bei— 
gefügt werden, deren Erſtattung der Kläger verlangt. 
3 2 

Entſpricht die Klageſchrift nicht den Vorſchriften 
des 8 253 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnuug oder ergibt 
ſich aus ihrem Inhalt, daß die Klage oder der Koſten— 
anſpruch ganz oder teilweiſe nicht begründet iſt, ſo ſoll 
von dem Zahlungsbefehl abgeſehen werden. Vor der 
Terminsbeſtimmung ſoll der Kläger gehört werden. 


8 3. 

Der Zahlungsbefehl enthält den Befehl an den 
Beklagten, binnen einer vom Vorſitzenden zu beſtim— 
menden Friſt, die vom Tage der Zuſtellung läuft, bei 
Vermeidung ſofortiger Zwangsvollſtreckung den Kläger 
wegen des Anſpruchs nebſt den dem Betrage nach zu 
bezeichnenden Koſten des Verfahrens und den geforderten 
Zinſen zu befriedigen, oder, wenn er Einwendungen 
gegen den Anſpruch habe, bei dem Gerichte Wider— 
ſpruch zu erheben. Die Friſt iſt den Vorſchriften über 
die Einlaſſungsfriſt entſprechend zu bemeſſen. 

Der Zahlungsbefehl muß den Hinweis enthalten, 
daß der Widerſpruch nur durch einen bei dem Gerichte 
zugelaſſenen Rechtsanwalt erfolgen kann. 

Der Zahlungsbefehl wird auf die Unterſchrift der 
Klage oder ein damit zu nerbindendes Blatt geſetzt. 
Im letzteren Falle findet die Vorſchrift des $ 313 Abſ. 
3 Satz 6 der Zivilprozeßordnung entſprechende An— 
wendung. 


Auf die Zuſtellung einer mit dem Zahlungsbefehle 
verjehenden Klage finden die Vorſchriften über die Zu⸗ 
ſtellung einer Klageſchrift entſprechende Anwendung. 
Die Zuſtellung hat die Wirkungen, die mit der Zu⸗ 
ſtellung einer mit der Terminsbeſtimmung verſehenen 
Klage verbunden ſind. 


85. 

Der Beklagte kann gegen den Anſpruch oder einen 
Teil des Anſpruchs Widerſpruch erheben, ſolange der 
Vollſtreckungsbefehl nicht verfügt iſt. Der Widerſpruch 
wird durch Einreichung eines Schriftſatzes erhoben. Der 
Gerichtsſchreiber hat dem Beklagten auf Verlangen 
eine Beſcheinigung darüber zu erteilen, daß er recht⸗ 
zeitig Widerſpruch erhoben habe. 

Die Vorſchriften des §S 2 und des 8 5 Abſ. 2 
der Verordnung über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten (Reichs⸗Geſetzbl. 1915 S. 290) finden 
entſprechende Anwendung. 

Einer Zurüchweiſung des nicht rechtzeitig erhobenen 
Widerſpruchs bedarf es nicht. 

8 6. 

Durch die rechtzeitige Erhebung des Widerſpruchs 
gegen den Anſpruch oder einen Teil des Anſpruchs 
verliert der Zahlungsbefehl ſeine Kraft. Die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit bleiben beſtehen. 


Das wefipreuß 


i 


(che handwerk. Seite 105. 


87. 

Wird rechtzeitig Widerſpruch erhoben, jo beſtimmt 
der Vorſitzende von Amts wegen Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung. Die Parteien ſind von Amts 
wegen zu laden, die Ladungsfriſt beträgt mindeſtens 
drei Tage. 


88. 

Der Zahlungsbefehl iſt nach Ablauf der darin be— 
ſtimmten Friſt auf ſchriftlichen Antrag des Klägers für 
vorläufig vollitreckbar zu erklären, ſofern nicht vor der 
Vollſtreckbarkeitserklärung von dem Beklagten Wider- 
ſpruch erhoben iſt. Die Vollſtreckbarkeitserklärung wird 
von dem Gerichtsſchreiber verfügt. In dem Vollſtreckungs⸗ 
befehl ſind die von dem Kläger zu berechnenden Koſten 
des bisherigen Verfahrens aufzunehmen. 

Will der Gerichtsſchreiber dem Antrag nicht ent— 
ſprechen, ſo hat er das Geſuch nach Anhörung des 
Klägers dem Gerichte zur Entſcheidung vorzulegen. 
Gegen den Beſchluß des Gerichts, durch welchen der 
Antrag zurückgewieſen wird, findet ſofortige Beſchwerde 
ſtatt. 

Der Vollſtreckungsbefehl wird auf die mit dem 
Zahlungsbefehle verſehene Klage oder auf ein damit 
zu verbindendes Blatt geſetzt. Im letzteren Falle findet 
die Vorſchrift des S 313 Abſ. 3 Satz 6 der Zivil— 
prozeßordnung entſprechende Anwendung. 

9 


Der Vollſtreckungsbefehl ſteht einem für vorläufig 
vollſtreckbar erklärten, auf Verſäumnis erlaſſenen End- 
urteile gleich. Gegen den Vollſtreckungsbefehl findet 
der Einſpruch nach den Vorſchriften der SS 339 und 
346 der Zivilprozeßordnung ſtatt. 

10. 


In den Fällen der §s 1 bis 3 findet eine An— 
fechtung der Entſcheidung des Vorſitzenden nicht ſtatt. 
11 


Für den Urkunden- und Wechſelprozeß gelten die 
folgenden beſonderen Vorſchriften: 8 

1) Die Urkunden ſollen in Urſchrift oder in Abſchrift 
der Klage beigefügt und in Abſchrift mit der Klage 
zugeſtellt werden. 

2) Bei Erlaß des Zahlungsbefehls (8 1) und des Voll— 
ſtreckungsbefehls (§ 8) bedarf die Statthaftigkeit 
der gewählten Prozeßart keiner Prüfung. 

3) Beſchränkt ſich der Widerſpruch auf den Antrag, 
dem Beklagten die Ausführung feiner Rechte vorzu— 
behalten, jo iſt der Vollſtreckungsbefehl ($ 8) unter 
dieſem Vorbehalte zu erlaſſen. Auf das weitere 
Verfahren findet die Vorſchrift des § 600 der 
Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

4) Die Ladungsfriſt ($ 7) beträgt mindeſtens vier- 
undzwanzig Stunden. 

$ 12. 

Im Verfahren vor den Landgerichten werden für 
den Erlaß eines Zahlungsbefehls ($ 1) zwei Zehntel 
der vollen Gebühr ($ 8 des Gerichtskoſtengeſetzes) er⸗ 
hoben. Die Gebühr wird auf ſpätere Gebühren des 
Rechtsstreits angerechnet. Die Entſcheidung über den 
Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls (§ 8) gilt 
im Sinne des Gerichtskoſtengeſetzes als Entſcheidung 
über den Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils. 

Im Verfahren vor den Landgerichten gilt der 
Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls (S8 8) 
im Sinne der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 


| 


als ein in nicht kontradiktorifcher Verhandlung ge⸗ 


ſtellter Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils. 


Mahnverfahren vor den Amtsgerichten. 


13 


Ein Anſpruch, der zur Zuftändigkeit der Amts⸗ 
gerichte gehört, ſoll unbeſchadet der $$ 500, 510c der 


Zivilprozeßordnung im Mahnverfahren geltend gemacht 
werden, wenn es gemäß 8 6888 der Zivilprozeßordnung 
zuläſſig iſt. 

$ 14. 


Wird bei dem Amtsgerichte der Vorſchrift des § 13 
zuwider eine Klage angebracht, die lediglich auf einen im 
Mahnverfahren verfolgbaren Anſpruch gerichtet iſt, ſo 
gilt ſie als Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls, es 
ſei denn, daß der Kläger glaubhaft macht, der Beklagte 
werde den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage 
einlaſſen. 

Der Klage ſoll eine Berechnung der Koſten beige— 
fügt werden, deren Erſtattung der Kläger verlangt. 

Der Zahlungsbefehl wird auf die Urfchrift der 
Klage oder ein damit zu verbindendes Blatt geſetzt. 
Im letzteren Falle findet die Vorſchrift des § 313 
Abſatz 3 Satz 6 der Zivilprozeßordnung entſprechende 
Anwendung. Der Zahlungsbefehl braucht die im 
§ 690 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Erforderniſſe des Geſuchs nicht zu enthalten. 

Die Zuſtellung einer mit dem Zahlungsbefehle ver— 
ſehenen Klage hat die Wirkungen, die mit der Zuſtel⸗ 
lung eines Zahlungsbefehls verbunden find. 

An die Stelle der Zurückweiſung des Geſuchs 
(S 691 der Zivilprozeßordnung) tritt die Anberaumung 
eines Termins zur mündlichen Verhandlung. 

8 15. 

Der Zahlungsbefehl wird als Urkunden- oder als 
Wechſel⸗Zahlungsbefehl bezeichnet: 

1) wenn das Geſuch des Gläubigers auf den Erlaß 
eines Urkunden⸗ oder eines Wechſel-Zahlungs— 
befehls gerichtet iſt; 

2) wenn im Falle des § 14 Abſ. 1 die Klage die 
Erklärung enthält, daß im Urkunden- oder 
Wechſelprozeſſe geklagt werde. 

8 16 

Für das Urkunden- und Wechſel⸗Mahnverfahren 
gelten folgende beſondere Vorſchriften: 

1) Die Bezeichnung als Urkunden- oder als Wechſel⸗ 
Zahlungsbefehl hat die Wirkung, daß die Klage, 
wenn rechtzeitig Widerſpruch erhoben wird, als 
im Urkunden- oder im Wechſelprozeß erhoben an- 
zuſehen iſt. 

2) Die Friſt für den Widerſpruch wird vom Gericht 
in dem Zahlungsbefehle beſtimmt; ſie iſt den 
Vorſchriften über die Einlaſſungsfriſt entſprechend 
zu bemeſſen. 

Die Urkunden ſollen in Urſchrift oder in Abſchrift 
dem Geſuch um Erlaß des Fahlungsbefehls ($ 15 
Nr. 1) oder der Klage ($ 15 Nr. 2) beigefügt 
und in Abſchrift mit dem Zahlungsbefehle zu⸗ 
geſtellt werden. 

Bei Erlaß des Zahlungsbefehls und des Voll— 
ſtrechungsbefehls bedarf die Statthaftigkeit der 
gewählten Prozeßart keiner Prüfung. 

Beſchränkt ſich der Widerſpruch auf den Antrag, 
dem Beklagten die Ausführung ſeiner Rechte 
vorzubehalten, ſo iſt der Vollſtreckungsbefehl 
unter dieſem Vorbehalte zu erlaſſen. Auf das 
weitere Verfahren findet die Vorſchrift des 
$ 600 der Zivilprozeßordnung entſprechende An⸗ 
wendung. i 

6) Die Ladungsfriſt beträgt mindeſtens drei Tage 

Beis die Einlaſſungsfriſt kürzer ift, entſpricht fie 

iejer. 


2 
— 


* 
— 


5 


— 


§ 17. 
Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt: 
4) die Sätze des § 9 der Gebührenordnung für 


— ̃ 


Seite 106. 


Das weſflfpreußilche handwerk. 


Rechtsanwälte für die Erwirkung des Zahlungs- 
befehls, einſchließlich der Mitteilung des Wider— 
ſpruchs an den Auftraggeber; 

2) zwei Zehntel der Sätze des § 9 für die Erhebung 
des Widerſpruchs; 

3) fünf Zehntel der Sätze des § 9 für die Erwirkung 
des Vollſtreckungsbefehls. 

Die Gebühren in Nr. 1 und 2 werden auf die in 
dem nachfolgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr 
voll angerechnet. 

Im Urkunden- oder Wechſel-Mahnverfahren (8 15, 
16) erhält der Rechtsanwalt nur ſechs Zehntel der 
Gebühren in Nr. 1 bis 3. 


Sühneverſuch und Verfahren in gering 
fügigen Sachen. 
8 18. 

Im Verfahren vor den Amtsgerichten ſoll das 
Gericht, wenn im Termine beide Parteien erſcheinen, 
vor Eintritt in die mündliche Verhandlung die Sühne 
verſuchen. 

8 19. 

Die Vorſchrift des § 91 Abſ. 2 der Zivilprozeß— 
ordnung findet keine Anwendung: 

1) im Verfahren vor den Amtsgerichten, wenn der 
Wert des Streitgegenſtandes (SS 3 bis 9 der 
Zivilprozeßordnung) nicht mehr als fünfzig Mark 
beträgt; 

2) im Verfahren auf erhobene Privatklage. 


§ 20. 

In Rechtsſtreitigkeiten über vermögensrechtliche 
Anſprüche iſt die Zuläſſigkeit der Berufung durch einen 
den Betrag von 50 Mark überſteigenden Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes bedingt. 

In betreff des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes 
kommen die 88 3 bis 9 der Zivilprozeßordnung zur 
Anwendung. 

Der Berufskläger hat dieſen Wert glaubhaft zu 
machen; zur Verſicherung an Eides Statt darf er nicht 
zugelaſſen werden. 

In Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche 
die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig ſind, ſindet 
gegen die in erſter Inſtanz erlaſſenen Endurteile der 
Landgerichte die Berufung ohne Rüchkſicht auf den 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes ſtatt. 

s 21. 

In den Fällen des SS 3, 4 der Verordnung über 
die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten (Reichs⸗ 
Geſetzbl. 1915 S. 290) iſt die Zuläſſigkeit der ſofortigen 
Beſchwerde durch einen die Summe von fünfzig Mark 
überſteigenden Betrag der Forderung bedingt. 

§ 22. 

Entſcheidungen in betreff der Prozeßkoſten unter— 
liegen einer Beſchwerde nur, wenn die Beſchwerdeſumme 
den Betrag von fünfzig Mark überſteigt. 


Mündliche Verhandlung. 
8 23. 

Sind die Parteien durch Rechtsanwälte vertreten, 
ſo kann mit deren Einverſtändnis ohne mündliche Ver— 
handlung entſchieden werden, wenn das Gericht den 
Sach- und Streitſtand auf Grund einer früheren münd— 
lichen Verhandlung und nach dem Ergebnis einer 
etwaigen Beweisaufnahme für hinreichend erklärt er- 
achtet. Die Verkündung der Entſcheidung wird durch 
ſchriftliche Mitteilung erſetzt. 


Dieſe Vorſchriſten finden in dem Verfahren vor 


den Oberlandesgerichten und vor dem Reviſionsgerichte 


keine Anwendung. 


Urteil. 
8 24. 

Die Darſtellung des Tatbeſtandes kann durch eine 
Bezugnahme auf den Inhalt der vorbereiteten Schrift— 
bücher und auf die zum Gikungsprotokoll erfolgten 
Feſtſtellungen erſetzt werden, ſoweit fie den Sach- und 
Streitſtand richtig und vollſtändig widergeben. 


8 
Das Verzeichnis der verkündeten und unterſchrie— 
benen Urteile (§ 316 der Zivilprozeßordnung) fällt fort. 
Die im § 320 der Zivilprozeßordnung vorgeſehene Friſt 
beginnt mit der Zuſtellung des Urteils. Die Berichti— 
gung des Tatbeſtandes iſt ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht 
binnen drei Monaten ſeit der Verkündung des Urteils 
beantragt wird. 
§ 26. 
Für die Ausfertigung landgerichtlicher Urteile findet 
die Vorſchrift des S 496 Abſ 6 der Zivilprozeßordnung 
entſprechende Anwendung. 


Suftändigkeit. 
8 27. 

Die Vorſchriſt des S 505 der Zivilprozeßordnung 
findet im Verfahren vor den Landgerichten entſprechende 
Anwendung. Verweiſt das Landgericht einen Rechts- 
ſtreit an ein anderes Gericht, Jo bildet das weitere Ber: 
fahren vor dem anderen Gerichte mit dem Verfahren, 
vor dem Landgericht im Sinne des § 28 des Gerichts= 
koſtengeſetzes eine Inſtanz. 


Armenrecht. 


§ 28. 

Soll von einem unehelichen Kinde ein Anſpruch 
auf Unterhalt gegen ſeinen Vater geltend gemacht werden, 
ſo bedarf es zur Bewilligung des Armenrechts des im 
§ 118 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung vorgeſehenen 
Zeugniſſes nicht. 

Schluß vorſchriften. 
8 29. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1915 in 
Kraft. Der Bundesrat beſtimmt, wann und in welchem 
Umfang dieſe Verordnung außer Kraft tritt. 

8 30. 

Eine Friſt, die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer 
Verordnung läuft, wird nach den bisherigen Vor— 
ſchriften beendet. 

8 31. 

Die Zuläſſigkeit der Berufung und der Beſchwerde 
gegen die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
verkündeten Entſcheidungen richtet ſich nach den 
bisherigen Vorſchriften. 

Das gleiche gilt für die Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
gegen andere Entſcheidungen, die vor dem Inkraft— 
treten dieſer Verordnung ergangen ſind. 


Berlin, den 9. September 1915. 
Der Reichskanzler. 


von Bethman Hollweg. 


Sattlerauftrag. 


Im Anſchluß an den Auftrag, der kürzlich auf der 
Geſchäftsſtelle zur Verteilung gelangt iſt, ſind uns 


weiter zur Anfertigung im Kammerbezirk übertragen 
worden: 
500 Kochgeſchirrfutterale zum Preiſe von 16.50 Mk. 
800 Halfterriemen zum Preiſe von 4.50 Mk. 
für das Leibhuſarenregiment Nr. 1, Danzig-Langfuhr. 


